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§ 21 EhrenzeichenG
Voraussetzungen für den Widerruf

und die Aberkennung eines
Ehrenzeichens sowie

Verleihungshindernisse
 EhrenzeichenG - Ehrenzeichengesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung:
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1. (1)Wird die bzw. der nach diesem Bundesgesetz Ausgezeichnete durch ein inländisches Gericht

1. 1.wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender gerichtlich

strafbarer Handlungen zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe,

oder zu einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe, oder

2. 2.wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen gegen Leib und Leben (§§ 75

bis 95 StGB), die Freiheit (§§ 99 bis 110 StGB) oder gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung

(§§ 201 bis 220b StGB), oder

3. 3.wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen gegen die Republik Österreich,

deren verfassungsmäßige Einrichtungen oder Organe (§§ 242 bis 258 StGB), oder

4. 4.wegen einer oder mehrerer nach dem Verbotsgesetz 1947 begangener strafbarer Handlungen

rechtskräftig verurteilt, gilt das Ehrenzeichen von Gesetzes wegen als widerrufen.

2. (2)Das Ehrenzeichen ist abzuerkennen, wenn die bzw. der nach diesem Bundesgesetz Ausgezeichnete

1. 1.durch ein ausländisches oder internationales Gericht, das die Grundsätze der Europäischen

Menschenrechtskonvention oder vergleichbare Grundsätze beachtet, wegen strafbarer Handlungen, die

auch in Österreich gerichtlich strafbar wären, im Sinne des Abs. 1 rechtskräftig verurteilt wurde, oder

2. 2.eine führende Rolle in der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), der Schutzstaffel (SS),

der Sturmabteilung (SA), dem Nationalsozialistischen Kraftfahrkorps (NSKK), dem Nationalsozialistischen

Fliegerkorps (NSFK), dem Nationalsozialistischen Soldatenring, dem Nationalsozialistischen Offiziersbund,

der deutschen Wehrmacht, in sonstigen Gliederungen der NSDAP, ihr angeschlossenen Verbänden, anderen

nationalsozialistischen Organisationen oder in der Verwaltung des nationalsozialistischen Regimes innehatte

und sich aktiv an den Planungen oder der Ausführung von nationalsozialistischen Verbrechen gegen die

Menschlichkeit beteiligte.

3. (3)Unbeschadet sonstiger Verleihungshindernisse dürfen Ehrenzeichen nicht an Personen verliehen werden, die

die Voraussetzungen für den Widerruf nach Abs. 1 oder die Aberkennung nach Abs. 2 erfüllen.

4. (4)Das Organ, welches nach diesem Bundesgesetz die Verleihung der jeweiligen Auszeichnung vorzuschlagen hat,

hat vor Erstattung des Vorschlages zu prüfen, ob ein Verleihungshindernis im Sinne des Abs. 1 oder des Abs. 2

vorliegt. Das Organ ist in diesem Zusammenhang berechtigt, die in § 2 Abs. 1 Z 1 bis 6 Strafregistergesetz 1968

genannten personenbezogenen Daten gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 Strafregistergesetz 1968 aus dem Strafregister

abzufragen und schriftlich dokumentiert zu verarbeiten. Bei Bundes-Ehrenzeichen kommt diese Befugnis dem

jeweils sachlich zuständigen Mitglied der Bundesregierung zu. Das zuständige Organ darf die

personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck der Überprüfung des Vorliegens von Verleihungshindernissen

verarbeiten. Es hat die Strafregisterauskünfte nach Verleihung des jeweiligen Ehrenzeichens oder sonst nach

erfolgter Überprüfung ohne Verleihung des jeweiligen Ehrenzeichens unverzüglich zu löschen.
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